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Konjunkturschlaglicht: Struktur der Erwerbstätigkeit

Im April teilte das Statistische Bundesamt mit, dass 
laut Mikrozensus 2004 lediglich 39% der deutschen 

Bevölkerung die eigene Erwerbstätigkeit als ihre wich-
tigste Unterhaltsquelle angaben. 1991 waren es noch 
reichlich 44% gewesen. Der Anteil der Personen, die 
Renten oder Pensionen als Hauptunterhaltsquelle 
angaben, stieg in diesem Zeitraum hingegen von 
18,7% auf 23%. Gleichzeitig legte auch der Anteil der 
Bevölkerung mit überwiegendem Lebensunterhalt aus 
Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe von 2,1% auf 
4,6% zu. Somit steht einem höheren Anteil von Trans-
ferempfängern ein geringerer Anteil von Beitragszah-
lern gegenüber, was den Druck auf die sozialen Siche-
rungssysteme erhöht hat.

Obwohl ein geringerer Anteil der Bevölkerung seinen 
Unterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit bestreitet, hat 
die Zahl der Erwerbstätigen seit Anfang der 90er Jah-
re – von konjunkturellen Schwankungen abgesehen 
– insgesamt leicht zugenommen und blieb damit stabil 
bei einem Bevölkerungsanteil von rund 47%. Dies ist 
kein Widerspruch, sondern wird durch die veränderte 
Struktur der Erwerbstätigkeit erklärt: Auf der einen 
Seite prägte der Einsatz neuer arbeitsmarktpolitischer 
Instrumente wie Minijobs, Zusatzjobs und Ich-AGs die 
Entwicklung der Erwerbstätigkeit in den letzten Jahren 
stark, auf der anderen Seite kam es vor allem zu einer 
kräftigen Abnahme der sozialversicherungspfl ichtigen 
Beschäftigung, der Hauptstütze des Sozialstaats.

Im Gegensatz zur Erwerbstätigkeit ist die sozial-
versicherungspfl ichtige Beschäftigung in den ver-
gangenen 15 Jahren deutlich gesunken (1991-2005: 
-12,6%). Unterbrochen wurde der Rückgang lediglich 

in den konjunkturell stärkeren Jahren 1998-2002, in 
denen sie vorübergehend zunahm. So gingen Ende 
2005 lediglich 26,2 Mio. Personen oder 31,7% der 
Bevölkerung einer sozialversicherungspfl ichtigen Be�
schäftigung nach. 1991 waren es noch 30 Mill. 
Personen bzw. 37,5% gewesen. Dabei spiegelt die 
geschilderte Entwicklung nicht einmal das gesamte 
Ausmaß dieses Rückgangs für die öffentlichen Haus-
halte wider: Ein genauerer Blick offenbart, dass im be-
trachteten Zeitraum die sozialversicherungspfl ichtige 
Teilzeitbeschäftigung ausgeweitet wurde, während die 
Vollzeitbeschäftigung kräftig abnahm. 

Die Gründe für den Rückgang der sozialversiche-
rungspfl ichtigen Vollzeitbeschäftigung sind vielfältig. 
Einerseits bewegte sich das durchschnittliche Wirt-
schaftswachstum der vergangenen 15 Jahre unter-
halb der Beschäftigungsschwelle. Andererseits spielte 
auch der Strukturwandel eine Rolle, insbesondere weil 
jene Wirtschaftszweige in den vergangenen Jahren 
prosperierten, in denen es – nicht zuletzt zur Vermei-
dung hoher Lohnnebenkosten und arbeitsrechtlicher 
Ansprüche – einen Trend zu Teilzeit und geringfügiger 
Beschäftigung gab. So konnte der massive Abbau so-
zialversicherungspfl ichtiger Vollzeitbeschäftigung im 
Produzierenden Gewerbe (mit Bau) nicht annähernd 
durch eine Zunahme im sich dynamischer entwickeln-
den tertiären Sektor kompensiert werden. Stattdessen 
nahmen in den Dienstleistungsbranchen vor allem die 
sozialversicherungspfl ichtigen Teilzeitbeschäftigungen
 zu.1

Auch gibt es einige Hinweise, dass die mit den 
Hartz-Gesetzen umgesetzte Neuausrichtung der 
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 Beschäftigung nach Wirtschaftsbereichen1

(Index Januar 2001 = 100)
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1  Saisonbereinigt mit Census X12 ARIMA.

Q u e l l e n : Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.
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Arbeitsmarktpolitik zum Rückgang der sozialversi-
cherungspfl ichtigen Beschäftigung beigetragen ha-
ben dürfte. Zum einen führten die Reformen zu einer 
deutlichen Einschränkung traditioneller Instrumente 
der Arbeitsmarktpolitik wie Arbeitsbeschaffungs- und 
Strukturanpassungsmaßnahmen, die zu den sozial-
versicherungspfl ichtigen Arbeitsplätzen zählen. Zum 
anderen dürften vor allem in den Bereichen Handel 
und Gastgewerbe Minijobs sozialversicherungspfl ich-
tige Beschäftigung verdrängt haben. Ein Indiz hierfür 
ist auch, dass die deutliche Verlangsamung des An-
stiegs sozialversicherungspfl ichtiger Teilzeitbeschäf-
tigungen mit der 2003 vollzogenen Neuregelung der 
Minijobs zusammenfällt.

Nachdem sich der Beschäftigungsabbau im ver-
gangenen Jahr spürbar verlangsamt hat, ist für das 
laufende Jahr wieder mit einem leichten Anstieg der 

sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigung zu rech-
nen. Dabei dürften vor allem die Bereiche Unterneh-
mensnahe Dienstleistungen sowie Verkehr und Nach-
richtenübermittlung, die bereits im letzten Jahr einen 
Anstieg der Beschäftigung verzeichnen konnten, zum 
Beschäftigungsaufbau beitragen. Mit der im Juli die-
ses Jahres in Kraft tretenden Erhöhung der Abgaben-
pauschale für Minijobs dürften zudem die sozialversi-
cherungspfl ichtigen Midijobs, bei denen Einkommen 
innerhalb der so genannten Gleitzone zwischen 400 
und 800 Euro erzielt werden können, an Bedeutung 
gewinnen. Wenn die branchenspezifi schen Trends der 
vergangenen Jahre anhalten, ist somit aber primär mit 
einer Zunahme der Teilzeitbeschäftigung zu rechnen. 
Zu einer Entlastung der Sozialversicherung trüge dies 
kaum bei, zumal auch in diesem Jahr die sozialver-
sicherungspfl ichtige Beschäftigung im Durchschnitt 
unter der des Vorjahres liegen dürfte.

Alkis Otto, Tel. 040/42834�316

alkis.otto@hwwa.de

1 Vgl. H.-U. B a c h , Chr. G a g g e r m e i e r, S. K l i n g e r : Sozialversiche-
rungspfl ichtige Beschäftigung – Woher kommt die Talfahrt?, in: IAB 
Kurzbericht Nr. 26 / 28.12.2005.


